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Protokoll 

Gemeindeversammlung 

 

 

Eröffnung der Gemeindeversammlung der Stadt Wallisellen 

Stadtpräsident Peter Spörri eröffnet um 19:30 Uhr die Gemeindeversammlung der Stadt Wallisellen. 

Der Präsident stellt die Frage an die Versammlung, ob das Stimmrecht einer anwesenden Person angezweifelt werde 

oder ob nicht stimmberechtigte Personen anwesend seien. Die nicht stimmberechtigten Anwesenden und Gäste 

nehmen separat Platz. 

Als Stimmenzähler werden folgende Personen vorgeschlagen und ohne Gegenstimme gewählt: 

1 

2  

3  

4  

Die Zählung durch die Stimmenzähler ergibt, dass zu Beginn der Versammlung 199 Stimmberechtigte anwesend 

sind. 

Der Präsident geht zur formellen Eröffnung über und weist darauf hin, dass die Einladung samt Traktandenliste 

erstmals am 6. November 2025 und die Weisungen rechtzeitig am 13. November 2025 im Anzeiger von Wallisellen 

publiziert wurden sowie dass die Akten während der Auflagefrist in der Abteilung Präsidiales eingesehen werden 

konnten. 

Traktanden 

1 Budget 2026 

2 Projektierungskredit Ersatzneubau Notunterkunft Alte Winterthurerstrasse 64 

3 Allgemein-anregende Initiative «Lärmschutz für Wallisellen West und Zentrum» 

4 Anfrage nach § 17 Gemeindegesetz  

Sitzung vom 8. Dezember 2025, 19.30 – 21.05 Uhr, Saal Restaurant Doktorhaus  
  

Protokoll stv. Stadtschreiber Marcel Amhof 
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Traktandum 1  Budget 2026 

Antrag 

Die Gemeindeversammlung vom 8. Dezember 2025 beschliesst auf Antrag des Stadtrates gestützt auf Art. 15 Zif-

fer 1 und 2 Gemeindeordnung und § 101 Gemeindegesetz (GG, LS 131.1): 

1 Das Budget 2026, das die folgenden Eckdaten aufweist: 

Erfolgsrechnung Gesamtaufwand CHF 148'550'040.00 

 Ertrag ohne ordentliche Steuern Rechnungsjahr CHF 71'540'942.00 

 Zu deckender Aufwandüberschuss CHF -77'009'098.00 

Investitionsrechnung 

Verwaltungsvermögen Ausgaben Verwaltungsvermögen CHF 15'997'387.00 

 Einnahmen Verwaltungsvermögen CHF 1'578'726.00 

 Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen CHF -14'418'661.00 

Investitionsrechnung 

Finanzvermögen Ausgaben Finanzvermögen CHF 3'550'000.00 

 Einnahmen Finanzvermögen CHF 0.00 

 Nettoinvestitionen Finanzvermögen CHF -3'550'000.00 

 

2 Den Steuerfuss für das Jahr 2026 in der Höhe von 93 % (Vorjahr 93 %) des einfachen Gemeindesteuerer-

trags: 

Einfacher Gemeindesteuerfuss (100 %) CHF 84'626'647.00 

Steuerfuss  93 % 

Erfolgsrechnung Zu deckender Aufwandüberschuss CHF -77'009'098.00 

 Steuerertrag bei 93 % CHF 78'702’782.00 

 Ertragsüberschuss CHF 1'693'684.00 

Das Budget 2026 weist einen Ertragsüberschuss von CHF 1'693'684.00 aus. 

Weisung / Beleuchtender Bericht 

Der Stadtrat erstellt die Budgetvorlage und begründet insbesondere wesentliche Veränderungen zum Budget des 

Vorjahres (§ 101 Abs. 1 GG). 

Budget 2026 Erfolgsrechnung 

Bei einem Aufwand von CHF 148'550'040.00 (Vorjahr CHF 141'829'714.00) und einem Ertrag von 

CHF 150'243'724.00 (Vorjahr CHF 141'770'746.00) erfolgt ein Ertragsüberschuss von CHF 1'693'684.00 (Vorjahr 

Aufwandüberschuss CHF 58'968.00). 

Steuererträge (Fiskalertrag) 

Die direkten Steuern natürliche Personen und juristische Personen sind im Vergleich zum Vorjahr im Gesamtbe-

trag CHF 4'634'249.00 höher. Die höher budgetierten Erträge fallen vor allem bei den Steuern frühere Jahre und 

den Steuerausscheidungen an. Im Vorjahresbudget 2025 betrug der Gesamtertrag CHF 95'633'508.00. Im Budget 

2026 beträgt der Gesamtertrag bei den direkten Steuern natürliche Personen und juristische Personen CHF 

100'267’757.00. 

Hinzu kommen die budgetierten Grundstückgewinnsteuern im Betrag von CHF 10'027'507.00 (Vorjahr 

CHF 8'988'100.00) sowie die budgetierten Hundesteuern von CHF 138'650.00 (Vorjahr CHF 136'840.00). 
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Die untenstehende Aufstellung zeigt einen Vergleich der budgetierten Steuererträge 2026 gegenüber dem Vorjah-

resbudget 2025. 

    Budget 2026 Budget 2025 

40 Fiskalertrag [CHF]   110'433'914 104'758'448 

400 Direkte Steuern natürliche Personen   57'721'820 55'340'459 

4000 Einkommenssteuern natürliche Personen   45'796’957 44'386’672 

4001 Vermögenssteuern natürliche Personen   6'404’013 6'327’934 

4002 Quellensteuern natürliche Personen   5'170’700 4'274’563 

4008 Personensteuern   350’150 351’290 

 

401 Direkte Steuern juristische Personen   42'545'937 40'293'049 

4010 Gewinnsteuern juristische Personen   38'857’798 36'543’935 

4011 Kapitalsteuern juristische Personen   3'688’139 3'749’114 

 

402 Übrige Steuern   10'027'507 8'988'100 

4022 Grundstückgewinnsteuern   10'027’507 8'988’100 

 

403 Besitz- und Aufwandsteuern   138'650 136'840 

4033 Hundesteuern   138’650 136’840 

  

Einfacher Gemeindesteuerertrag 100 %   84'626'647 85'758'206 

Zusammensetzung Steuerertrag: 

Einkommenssteuern natürliche Personen Rechnungsjahr  37'556’621 37'440’629 

Vermögenssteuern natürliche Personen Rechnungsjahr  5'342’186 5'360’384 

Gewinnsteuern juristische Personen Rechnungsjahr  32'588’044 33'682’704 

Kapitalsteuern juristische Personen Rechnungsjahr  3'215’931 3'271’415 

Steuerertrag Rechnungsjahr   78'702'782 79'755'132 

 

Budget 2026 Erfolgsrechnung nach Sachgruppen (in CHF) 

    Budget 2026 Budget 2025 

30  Personalaufwand   52'463’591 51'039’257 

31  Sach- und übriger Betriebsaufwand   26'312’603 24'807’276 

33  Abschreibungen Verwaltungsvermögen   6'784’144 6'692’275 

35 Einlagen in Fonds und Spezialfinanzierungen  596’378 645’735 

36  Transferaufwand   59'859’315 55'563’726 

 Total Betrieblicher Aufwand   146'016'031 138'748'269 

40 Fiskalertrag   110'433’914 104'758’448 

42 Entgelte   12'746’083 11'221’530 

43 Verschiedene Erträge   40’820 40’520 

45 Entnahmen aus Fonds und Spezialfinanzierungen  335’825 133’907 

46 Transferertrag   20'321’040 18'798’620 

 Total Betrieblicher Ertrag   143'877'682 134'953'025 

 Ergebnis aus betrieblicher Tätigkeit   -2'138’349 -3'795’244 

34 Finanzaufwand   1'681’179 1'983’245 

44 Finanzertrag   4'917’878 5'141’121 

 Ergebnis aus Finanzierung   3'236'699 3'157'876 

 Operatives Ergebnis   1'098'350 -637'368 

38 Ausserordentlicher Aufwand   0 0 

48 Ausserordentlicher Ertrag   595’334 578’400 

 Ausserordentliches Ergebnis   595'334 578'400 
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 Jahresergebnis Erfolgsrechnung   1'693'684 -58'968 

39 Interne Verrechnungen: Aufwand   852’830 1'098’200 

49 Interne Verrechnungen: Ertrag   852’830 1'098’200 

 

Erklärungen zu den einzelnen Sachgruppen 

30 Personalaufwand (Mehraufwand von 1'424’334 oder 2.79 % zum Vorjahresbudget 2025) 

In der Sachgruppe Personalaufwand sind die Entschädigungen für Behörden und Kommissionen, die Löhne des 

Verwaltungs- und Betriebspersonals, die Löhne des Lehrpersonals (städtisch und kantonal), die Zulagen, die Ar-

beitgeberbeiträge an Sozialleistungen und die Aus- und Weiterbildungskosten des Personals budgetiert. 

Folgende Bereiche weisen gegenüber dem Vorjahresbudget einen Mehraufwand aus: 

Beförderungsquote Teuerungsausgleich (Minderaufwand)   CHF -185’651 

Diverse Löhne des Verwaltungs- und Betriebspersonals   CHF 482’803 

Diverse Löhne Lehrpersonal städtisch    CHF 559’610 

Diverse Löhne Lehrpersonal kantonal    CHF 468’360 

Diverse Sozialleistungen Arbeitgeberbeiträge    CHF 164’036 

Diverse Zulagen/Arbeitgeberleistungen (Minderaufwand)   CHF -64'824 

Der Regierungsrat hat auf den 1. Januar 2025 einen Teuerungsausgleich auf den Besoldungen von 1.1 % be-

schlossen. Diese höhere Besoldungsbasis bildet die Grundlage für das Budgetjahr 2026. 

31 Sach- und übriger Betriebsaufwand (Mehraufwand von CHF 1'505’327 oder 6.07 % zum Vorjahresbudget 

2025) 

In dieser Sachgruppe sind Material- und Warenaufwand, nicht aktivierbare Anlagen (Anschaffungen Mobilien, Ap-

parate, Maschinen, Geräte, Fahrzeuge), Ver- und Entsorgung Liegenschaften Verwaltungsvermögen, Dienst-leis-

tungen und Honorare, baulicher und betrieblicher Unterhalt von Grundstücken und Liegenschaften Verwal-tungs-

vermögen, Strassenunterhalt, Mieten, Pacht- und Benützungsgebühren budgetiert. 

Der Sach- und übrige Betriebsaufwand liegt CHF 1.5 Mio. oder 6.07 % über dem Vorjahresbudget. Es gibt Berei-

che, die vor allem für den Mehraufwand gegenüber dem Vorjahr sorgen und teilweise nicht "frei budgetierbar" 

sind, da sie sich nach Verträgen richten oder projektbezogen sind. Der Mehraufwand resultiert v.a. aus folgenden 

Bereichen: 

310  Material- und Warenaufwand    CHF 310’565 

311  Nicht aktivierbare Anlagen (Minderaufwand)   CHF -156’497 

312  Ver- und Entsorgung Liegenschaften Verwaltungsvermögen   CHF 407’062 

313  Dienstleistungen und Honorare    CHF 285’618 

314  Baulicher und betrieblicher Unterhalt (Stadthaus und Schulliegenschaften)  CHF 277’608 

315  Unterhalt Mobilien und immaterielle Anlagen   CHF 160’706 

316  Mieten, Pachten, Benützungsgebühren    CHF 51’035 

317  Spesenentschädigungen    CHF 75’292 

318  Wertberichtungen auf Forderungen (Minderaufwand)   CHF -8’012 

3199 Übriger Betriebsaufwand (verschiedene Abteilungen)   CHF 101’950 

3 Abschreibungen Verwaltungsvermögen (Mehraufwand CHF 91’869 oder 1.37 % zum Vorjahresbudget 

2025) 

Die Abschreibungen richten sich nach den geplanten Investitionen und den bereits aktivierten Investitionen in der 

Anlagenbuchhaltung aus den Vorjahren. Im Budget 2026 werden Abschreibungen u.a. auch nebst dem sanierten 

Altbau auf dem Neubau Stadthaus gerechnet und budgetiert. 

36 Transferaufwand (Mehraufwand CHF 4'295’589 oder 7.73 % zum Vorjahresbudget 2025) 

In dieser Sachgruppe sind Entschädigungen und Beiträge an Kantone und Konkordate, Gemeinden und Zweck-

verbände, öffentliche Unternehmungen (u.a. Pflegefinanzierung), Beiträge an private Unternehmungen und pri-

vate Organisationen ohne Erwerbszweck, Beiträge an private Haushalte (Asylbereich, Ergänzungsleistungen zur 

AHV/IV, gesetzlich wirtschaftliche Hilfe) sowie der Finanz- und Lastenausgleich an den Kanton budgetiert. 

361 Entschädigungen an Gemeinwesen, Mehraufwand  CHF 438’396 

362 Finanz- und Lastenausgleich, Mehraufwand  CHF 1'377’000 
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363 Beiträge an Gemeinwesen und Dritte, Mehraufwand  CHF 2'477’622 

 (u.a. Pflegefinanzierung, Asylwesen) 

366 Abschreibungen Investitionsbeiträge, Mehraufwand  CHF 2’571 

Beim Finanz- und Lastenausgleich wurde mit einer kantonalen Steuerkraft pro Kopf von CHF 4'350.00 budgetiert, 

so wie es im Orientierungsschreiben vom 26. Mai 2025 des Gemeindeamts des Kantons Zürich empfohlen wird. 

Für die Berechnung der Steuerkraft werden jeweils die Steuererträge gemäss beschlossenen Steuerfüssen auf 100 

% hochgerechnet. Eine Steuerfussreduktion führt damit nicht automatisch zu einem tieferen Finanzausgleichsbei-

trag. Ganz im Gegenteil, denn der Finanzausgleichsbeitrag fällt dadurch im Verhältnis zu den Steuererträgen hö-

her aus. 

Total Betrieblicher Aufwand (Mehraufwand CHF 7'267’762 oder 5.24 % zum Vorjahresbudget 2025) 

40 Fiskalertrag (Mehrertrag CHF 5'675’466 oder 5.42 % zum Vorjahresbudget 2025) 

Hier sind alle Steuererträge aus den direkten Steuern natürliche und juristische Personen, die Grundstückge-winn-

steuern sowie die Hundesteuern enthalten. Mit Beschluss vom 17. Juni 2025 hat der Stadtrat das Steuerbudget 

2026 festgelegt (SRB 2025-193). Es bildet die Basis für die Steuererträge im Budget 2026. Die budgetierten Mehr-

erträge sind hauptsächlich auf höhere Erträge aus Steuern früherer Jahre, Steuerausscheidungen und den Grund-

stückgewinnsteuern zurückzuführen. 

42 Entgelte (Mehrertrag CHF 1'524’553 oder 13.59 % zum Vorjahresbudget 2025) 

In dieser Sachgruppe sind Erträge aus Gebühren für Amtshandlungen, Benützungsgebühren und Dienstleistun-

gen, Erlöse aus Verkäufen, Rückerstattungen und Kostenbeteiligungen Dritter sowie Bussen enthalten 

421 Gebühren für Amtshandlungen, Mehrertrag  CHF -320’600 

424 Benützungsgebühren und Dienstleistungen, Mehrertrag  CHF -51’900 

425 Erlös aus Verkäufen, Mehrertrag   CHF -229’000 

426 Rückerstattungen, Mehrertrag   CHF -873’053 

427 Bussen, Mehrertrag   CHF -50’000 
 

45 Entnahmen aus Fonds und Spezialfinanzierungen (Mehrertrag CHF 201’918 zum Vorjahresbudget 2025) 

Hier sind die Entnahmen aus den Spezialfinanzierungen enthalten. Im Budget 2026 sind es einzig Entnahmen von 

CHF 335’825 im Bereich Schule in Kleingruppen Wallisellen (Vorjahr CHF 133’907 Entnahme Spezialfinanzierung 

Schule in Kleingruppen Wallisellen). 

46 Transferertrag (Mehrertrag CHF 1'522’420 oder 8.10 % zum Vorjahresbudget 2025) 

Unter dieser Sachgruppe sind Ertragsanteile an Erträgen öffentlicher Unternehmungen (Gewinnanteil Zürcher Kan-

tonalbank, ZKB), Entschädigungen und Beiträge von Gemeinwesen (Bund, Kantonen und Konkordaten, Gemein-

den und Zweckverbänden), Beiträge von privaten Organisationen ohne Erwerbszweck und von privaten Haushal-

ten (Rückerstattungen Ergänzungsleistungen zur AHV/IV und gesetzlich wirtschaftliche Hilfe) budgetiert. 

Gegenüber dem Vorjahresbudget sind die grössten Abweichungen in folgenden Sachbereichen: 

460 Ertragsanteile (Gewinnanteil ZKB), Mehrertrag   CHF -2’530 

461 Entschädigungen vom Gemeinwesen, Mehrertrag   CHF -151’200 

463 Beiträge von Gemeinwesen, Mehrertrag    CHF -1'369’230 

Total betrieblicher Ertrag (Mehrertrag von CHF 8'924'657 oder 6.61 % zum Vorjahresbudget 2025) 

Ergebnis aus betrieblicher Tätigkeit 

Das betriebliche Ergebnis im Budget 2026 weist einen Nettoaufwand von CHF -2'138’349 aus. Im Vorjahresbudget 

resultierte aus der betrieblichen Tätigkeit ein Nettoaufwand von CHF -3'795’244. Gegenüber dem Vorjahr hat sich 

das betriebliche Ergebnis im Budget 2026 um CHF 1'656’895.00 verbessert. 

Auf der Aufwandseite beeinflussen höhere Personalkosten (Teuerungsausgleich und Stufenanstiege Lehrpersonal), 

höhere Kosten im Sach- und übrigen Betriebsaufwand, höhere Abschreibungen sowie ein höherer Finanzausgleich-

beitrag (höherer Transferaufwand) das Budget 2026. 

Auf der Ertragsseite liegen die betrieblichen Erträge CHF 8'924’657 über dem Vorjahresbudget 2025. Dies liegt 

hauptsächlich an höheren Steuererträgen (Steuern frühere Jahre, Steuerausscheidungen und Grundstückgewinn-

steuern). Hinzu kommen höhere Erträge aus den Bereichen Entgelte und Transferertrag. 
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Basierend auf dem einfachen Gemeindesteuerertrag 100 % von CHF 84'626’647 im Budget 2026 beträgt ein Steu-

erprozent CHF 846’266. 

34 Finanzaufwand (Minderaufwand von CHF 302’066 oder 15.2 % zum Vorjahresbudget 2025) 

In dieser Sachgruppe sind der Aufwand für die Verzinsung von laufenden Verbindlichkeiten und Finanzverbindlich-

keiten, Passivzinsen, sowie der Liegenschaften im Finanzvermögen enthalten. 

44 Finanzertrag (Minderertrag von CHF 223’243 oder 4.34 % zum Vorjahresbudget 2025) 

Hier sind Erträge aus Zinsen für Forderungen und Kontokorrente, Finanzanlagen und vom Finanzvermögen, sowie 

Miet- und Pachtzinsen Finanzvermögen, Miet- und Pachtzinsen Liegenschaften Verwaltungsvermögen enthalten. 

Ergebnis aus Finanzierung (Finanzaufwand/Finanzertrag) 

Das Ergebnis aus Finanzierung fällt gegenüber dem Vorjahresbudget 2025 um CHF 78'823 oder 2.5 % besser aus. 

Operatives Ergebnis (Ergebnis aus betrieblicher Tätigkeit plus Ergebnis Finanzierung) 

Das operative Ergebnis beträgt im Budget 2026 CHF 1'098’350 und fällt um CHF 1'735’718 besser aus als im 

Budget 2025. Hauptgrund dafür ist ein tieferer Nettoaufwand aus der betrieblichen Tätigkeit. 

48 Ausserordentlicher Ertrag (Mehrertrag CHF 16’934 oder 2.93 % zum Vorjahresbudget 2025) 

In dieser Sachgruppe ist die Entnahme aus der Vorfinanzierung Sanierung und Erweiterung Stadthaus (Anteil Neu-

bau und neu auch sanierter Altbau) budgetiert. 

Ausserordentliches Ergebnis  

Das ausserordentliche Ergebnis fällt im Budget 2026 um CHF 16’934 besser aus als im Vorjahr.  

Jahresergebnis Erfolgsrechnung 

Im Budget 2026 wird mit einem Ertragsüberschuss von CHF 1'693’684 gerechnet. Im Budget 2025 wurde nach 

der von der Gemeindeversammlung beschlossenen Steuerfussreduktion um zwei Steuerprozent von 95 % auf 93 

% ein Aufwandüberschuss von CHF 58’968 ausgewiesen. 

Das Budget 2026 basiert auf einem unveränderten Steuerfuss von 93 %. 

Investitionsbudget 2026 

Investitionsbudget Verwaltungsvermögen 

Investitionsausgaben Verwaltungsvermögen (Vorjahr CHF 20'086'142.00) CHF 15'997'387.00 

Investitionseinnahmen Verwaltungsvermögen (Vorjahr CHF 1'578'726.00) CHF 1'578'726.00 

Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen (Vorjahr CHF 18'507'416.00) CHF 14'418'661.00 

Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen nach Abteilungen 

110 Präsidiales (Vorjahr CHF 134’142.00) CHF 95'387.00 

120 Finanzen + Steuern (Vorjahr CHF -1'278'726.00) CHF -1'278'726.00 

131 Tiefbau + Landschaft (Vorjahr CHF 6'405'000.00) CHF 3'076'000.00 

135 Hochbau + Planung (Vorjahr CHF 1'140'000.00) CHF 935'000.00 

140 Bevölkerung + Sicherheit (Vorjahr CHF 552'000.00) CHF 447'000.00 

170 Liegenschaften Verwaltungsvermögen (Vorjahr CHF 5'565'000.00) CHF 4'900'000.00 

297 Schulliegenschaften (Vorjahr CHF 5'865'000.00) CHF 5'809'000.00 

299 Finanzen, Behörden, Verwaltung (Vorjahr CHF 125'000.00) CHF 435'000.00 

110 Präsidiales 

In der Abteilung 110 Präsidiales sind Nettoinvestitionen für das «NEST-Upgrade» von CHF 55’387.00 und für die 

Digitalisierung von CHF 40'000.00 (letzte Tranche) im Budget 2026 vorgesehen. 

120 Finanzen + Steuern 
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Unter 120 Finanzen + Steuern ist die jährliche Amortisationstranche für das Darlehen der Stadt an die Wägelwie-

sen Alters- und Pflegezentrum AG im Betrag von CHF –1'278'726.00 budgetiert. 

131 Tiefbau + Landschaft 

Verschiedene Strassen- und Kanalisationsprojekte sind unter 131 in der Abteilung Tiefbau + Landschaft im Inves-

titionsbudget 2026 vorgesehen. So sind Investitionsausgaben für Strassen und Bushaltestellen im gesamten Um-

fang von CHF 2'592’000.00 geplant. Im Zusammenhang mit dem Projekt «MehrSpur Zürich-Winterthur» sind In-

vestitionseinnahmen von CHF -2'250'000.00 eingestellt. 

Im Bereich Gewässerunterhalt/Fischerei sind Nettoinvestitionen von CHF 120'000.00 für Neukonzessionierung und 

Sanierungsprojekt Fischtreppe Glattkanal sowie Gewässerraumfestlegung vorgesehen. 

Im Bereich Energie und Klima sind Nettoinvestitionen von CHF 150’000.00 für Projektierung und Ausführung der 

Basisinfrastruktur E-Mobilität geplant. 

Im Bereich Abwasserbewirtschaftung sind Nettoinvestitionen von CHF 2'464'000.00 budgetiert. Hier sind es vor 

allem Projektierungs- und Ausführungskosten für die Entwässerung Herti im Betrag von CHF 2'190'000.00 im 

Budget 2026. 

135 Hochbau + Planung 

Im Investitionsbudget 2026 sind Nettoinvestitionen von CHF 935'000.00 geplant. Vor allem im Bereich Raumord-

nung sind verschiedene Projekte geplant (u.a. Entwicklung Kreuzplatz CHF 100'000.00, Koordinierung Siedlung 

und Verkehr Veloschnellroute CHF 100'000.00, Revision Bau- und Zonenordnung CHF 150’000.00, Masterplan Ge-

bietsentwicklung Wallisellen Südost CHF 200'000.00, Submission Stadtingenieurwesen CHF 100'000.00). 

140 Bevölkerung + Sicherheit 

Die Stadtpolizei budgetiert für das Jahr 2026 ein Ersatzfahrzeug im Betrag von CHF 150'000.00. Die Feuerwehr 

budgetiert ein Ersatzfahrzeug «TLF Kobra 4» im Betrag von CHF 130'000.00 sowie Ersatz Atemluft Kompressor im 

Betrag von CHF 67'000.00. 

Aus dem Bereich Zivilschutz sind für Projekte Ausgleichsplanung Mösli und Sportzentrum in Schutzräume Restin-

vestitionen von CHF 30'000.00 im Investitionsbudget enthalten. 

Im Bereich Kommunale Verkehrsplanung sind Nettoinvestitionen von CHF 70'000.00 für Wallisellen-Südost (Mass-

nahmen Mobilitätskonzept und Synthesebericht) budgetiert. 

170 Liegenschaften Verwaltungsvermögen 

Im Budget 2026 sind Nettoinvestitionen für Liegenschaften im Verwaltungsvermögen von CHF 4'900'000.00 vorge-

sehen. Davon sind für die Sanierung und Erweiterung «Water World, Wellness World» CHF 900'000.00 eingestellt. 

Zusätzliche Investitionskosten für dieses Projekt sind im Investitionsprogramm 2027 – 2031 auch in den Folgejahren 

vorgesehen. Zusätzlich sind für den Umbau der Truppenunterkunft Sanierung und Neubau (Asylunterkunft) im Jahr 

2026 CHF 1’000'000.00 geplant. Die Umsetzung und Ausführung wird voraussichtlich im Jahr 2028 abgeschlossen 

und ist im Investitionsprogramm mit weiteren Investitionen bis 2028 enthalten. 

Für den Kauf der Liegenschaft «Jugendhaus Rotacker») sind im Investitionsbudget 2026 CHF 3’000'000.00 vorge-

sehen. 

297 Schulliegenschaften 

Im Ressort Bildung sind verschiedene Sanierungen im Investitionsbudget 2026 im Gesamtbetrag von 

CHF 5'809’000.00 geplant. In folgenden Schulliegenschaften sind Sanierungen budgetiert: 

Schulhaus Bürgli Nord (Ersatz Schulzimmerbeleuchtung Nord)  CHF 360'000.00 

Schulhaus Bürgli Süd (Lifteinbau und div. Auflagen/Brandschutz/Beleuchtung)  CHF 700'000.00 

Schulhaus Bürgli Süd (Deckenelemente im UG ersetzen, Böden sanieren)  CHF 70'000.00 

Schulhaus Bürgli Süd (Ersatz Schulzimmerbeleuchtung Süd)  CHF 150'000.00 

Schulhaus Bürgli Süd (Umbau Lehrpersonenraum)   CHF              240'000.00 

Schulhaus Alpen Haus A (Organisation Wettbewerb)   CHF 400'000.00 

Schulhaus Mösli (Storen automatisieren Trakt B + C)   CHF 120'000.00 

Schulhaus Mösli (Sanitärsystem sanieren Trakt D)   CHF 105'000.00 

Schulhaus Mösli (Garagendach sanieren)    CHF 84'000.00 

Schulhaus Mösli (Schliesssystem an Neubau anpassen)   CHF 80'000.00 
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Kindergarten Rieden (Instandstellung Erweiterung)   CHF 3'060'000.00 

Schulhaus Bubental (Ersatz Schulzimmer-Beleuchtung)   CHF 110'000.00 

Schulhaus Bubental (Planung und Projektierung Aufstockung WC-Anlagen)  CHF 100'000.00 

Schulhaus Bubental (Instandsetzung Fassade)    CHF 230'000.00 

 

299 Finanzen, Behörden, Verwaltung 

Im Bereich Informatik sind im Budget 2026 Nettoinvestitionen von CHF 435'000.00 geplant. 

Laptops 6. Klasse (Ergänzung auf 1:1 Ausstattung)   CHF 125'000.00 

Netzwerkerneuerung Schulen (ohne Integra)    CHF 110'000.00 

Lehrpersonen Laptops (Ersatz/Ergänzung)    CHF 200'000.00 

Investitionsbudget Finanzvermögen 

Investitionsausgaben Finanzvermögen (Vorjahr CHF 2'400'000.00)  CHF 3'550'000.00 

Investitionseinnahmen Finanzvermögen    CHF 0.00 

Nettoinvestitionen Finanzvermögen (Vorjahr CHF 2'400'000.00)  CHF 3'550'000.00 

171 Liegenschaften Finanzvermögen (Vorjahr CHF 2'400'000.00)  CHF 3'550'000.00 

Bei den Finanzliegenschaften sind folgende Nettoinvestitionen im Jahr 2026 budgetiert: 

Tödistrasse 21 (Dachsanierung komplett inkl. Fassade)   CHF 50'000.00 

Obere Kirchstrasse 8 (Energetische Sanierung)   CHF 800'000.00 

Obere Kirchstrasse 8 (Innenausbau Gemeinschaftsräume)  CHF 100'000.00 

Alte Winterthurerstrasse 64 (Planung Machbarkeit: Vorprojekt und Projekt)  CHF 2'500'000.00 

Herzogenmühle Allgemein (Masterplan)    CHF 100'000.00 

Budget 2026 

Das Budget 2026 weist folgende Eckdaten aus: 

Erfolgsrechnung Gesamtaufwand CHF 148'550'040.00 

 Ertrag ohne ordentliche Steuern Rechnungsjahr CHF 71'540'942.00 

 Zu deckender Aufwandüberschuss CHF -77'009'098.00 

Investitionsrechnung 

Verwaltungsvermögen Ausgaben Verwaltungsvermögen CHF 15'997'387.00 

 Einnahmen Verwaltungsvermögen CHF 1'578'726.00 

 Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen CHF -14'418'661.00 

Investitionsrechnung 

Finanzvermögen Ausgaben Finanzvermögen CHF 3'550'000.00 

 Einnahmen Finanzvermögen CHF 0.00 

 Nettoinvestitionen Finanzvermögen CHF -3'550'000.00 

Einfacher Gemeindesteuerfuss (100 %) CHF 84'626'647.00 

Steuerfuss  93 % 

Erfolgsrechnung Zu deckender Aufwandüberschuss CHF -77'009'098.00 

 Steuerertrag bei 95 % CHF 78'702'782.00 

 Ertragsüberschuss CHF 1'693'684.00 

Das Budget 2026 Erfolgsrechnung weist einen Ertragsüberschuss von CHF 1'693'684.00 aus. 

Der Steuerfuss der Stadt für das Jahr 2026 wird auf 93 % (Vorjahr 93 %) des einfachen Gemeindesteuerertrags 

festgesetzt. 
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Schlussbemerkungen 

Das Budget 2026 Erfolgsrechnung weist einen Ertragsüberschuss von CHF 1'693'684.00 aus. 

Stadtrat und Stadtverwaltung haben grosse Anstrengungen unternommen, um die Kosten niedrig zu halten. Der 

Stadtrat rechnet im Budget 2026 mit steigenden Kosten in den Bereichen Personalaufwand (Teuerungsaus-

gleich/Beförderungen/Sozialleistungen AG-Beiträge), Pflegefinanzierung und im Ressort Bildung (steigende Kosten 

bei Sonderschule, familienergänzende Tagesstrukturen, Schulraumbedarf). In den kommenden Jahren wird es für 

den Stadtrat eine Herausforderung sein, u.a. die Kosten in diesen Bereichen frühzeitig abschätzen zu können und 

entsprechende Massnahmen zu treffen, damit die künftigen Budgets und Jahresrechnungen möglichst ausgegli-

chen gestaltet werden können. 

Im Investitionsbudget 2026 und -programm 2026 – 2034 sind hohe Investitionsvolumen geplant. Die geplanten 

Investitionen können in Zukunft nicht mehr mit eigenen Mitteln finanziert werden. Es müssen voraussichtlich Dar-

lehen aufgenommen werden. Auch wenn im Moment auf dem Kapitalmarkt Darlehen zu relativ guten Konditionen 

aufgenommen werden können, führt das Aufnehmen von Darlehen zu höheren Zinsaufwendungen in den künfti-

gen Budgets und Jahresrechnungen. Zusätzlich sorgen die hohen geplanten Investitionen zu höheren Abschrei-

bungen in den Folgejahren, die die Erfolgsrechnung der Budgets und Jahresrechnungen ebenfalls weiter belasten 

werden. 

Basierend auf dem einfachen Gemeindesteuerertrag 100 % von CHF 84'626'647.00 im Budget 2026 beträgt ein 

Steuerprozent CHF 846'266.00. Die Steuerfussreduktion von 2 % im Budget 2025 von 95 % auf 93 % führt im 

Budget 2026 dazu, dass die Steuererträge ordentliche Steuern Rechnungsjahr um CHF 1.692 Mio. tiefer ausfallen. 

Die Reduktion des Steuerfusses führt nicht zu einer Reduktion des Finanzausgleichsbeitrages, da die Steuerkraft 

anhand der Steuererträge auf 100 % hochgerechnet wird. Eine Steuerfussreduktion führt lediglich zu tieferen 

Steuererträgen und damit verbunden zu einem tieferen betrieblichen Ergebnis und zu weniger Liquiditätszufluss. 

Der Stadtrat wird in den kommenden Jahren grosse Anstrengungen unternehmen müssen, um ausgeglichene Bud-

gets vorlegen zu können. Viel wird von der Höhe der Steuererträge ordentliche Steuern Rechnungsjahr und 

frühere Jahre sowie den Erträgen aus den Grundstückgewinnsteuern abhängen. Zudem ist die Stadt von der Höhe 

der kantonalen Steuerkraft abhängig. Je höher diese Steuerkraft ausfallen wird, umso tiefer wird der Finanzaus-

gleichsbeitrag sein. Auf der Aufwandseite ist mit steigenden Kosten in Bereichen wie Bildung und Pflegefinanzie-

rung zu rechnen, die grösstenteils nicht direkt beeinflusst werden können. 

Empfehlung des Stadtrates 

Der Stadtrat empfiehlt den Stimmberechtigten in der Gemeindeversammlung, das Budget 2026 mit einem Er-

tragsüberschuss aus der Erfolgsrechnung von CHF 1’693’684.00 und einem Steuerfuss von 93 % gemäss Antrag 

zu beschliessen. 

Abschied der Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission 

Die Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission stellt fest, dass das Budget der Stadt Wallisellen finanzrecht-

lich zulässig, rechnerisch richtig und finanziell angemessen ist. Die finanzpolitische Prüfung des Budgets gibt zu 

keinen Bemerkungen Anlass. Die Regelungen zum Haushaltgleichgewicht sind eingehalten. 

Die Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, das Budget 2026 der 

Stadt Wallisellen entsprechend dem Antrag des Stadtrates zu genehmigen. 

Die Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, den Steuerfuss für das 

Jahr 2026 auf 93 % (Vorjahr 93 %) des einfachen Gemeindesteuerertrages festzusetzen. 

Erläuterung der Vorlage 

Stadtschreiberin Barbara Roulet verliest den Antrag des Stadtrats und den Abschied der Rechnungs- und Geschäfts-

prüfungskommission. 

Stadtrat Tobias Meier Kern, Ressortvorsteher Finanzen + Liegenschaften, erläutert die Vorlage im Sinne der erlas-

senen Weisung. 
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Diskussion 

Beatrice Morger, Präsidentin Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission: Sie präsentiere die Einschätzung der 

finanziellen Situation der Stadt Wallisellen aus Sicht der Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission über eine 

längere Zeitachse. Bei den Steuererträgen sei festzustellen, dass die Steuern fliessen würden und die Erträge von 

juristischen Personen grössere Schwankungen aufwiesen. Der Aufwand sei über die Jahre angestiegen, im 

gleichen Atemzug sei auch Wallisellen gewachsen. Bei der Aufteilung des Aufwandes nach Abteilung könne man 

sehen, dass die Bildung einen grossen Anteil der Ausgaben ausmache, aber auch die Abteilungen Gesellschaft und 

Soziales. Bei der Abteilung Gesellschaft seien es die steigenden Kosten der Pflegefinanzierung mit ambulanter und 

stationärer Betreuung, bei der Abteilung Soziales gebe es höhere Ausgaben für Ergänzungsleistungen und im 

Asylbereich, dort könnten die Kosten weiter ansteigen. In der Bildung sei festzustellen, dass die Kosten für die 

Sonderschule stark angestiegen seien. Bei den grossen Investitionen sei zu berücksichtigen, dass auch der 

Unterhalt der Infrastruktur Kosten verursachen würden. Der Vergleich der Steuerkraft pro Einwohner mit 

umliegenden Städten und Gemeinden zeige, dass es Wallisellen gut gehe, wobei die juristischen Personen einen 

grossen Anteil daran hätten. Der Vergleich des Steuerfusses zeige, dass Wallisellen im Vergleich mit umliegenden 

Städten und Gemeinden attraktiv sei. 

 Er wolle eine Weihnachtsgeschichte erzählen von den Adventsfenstern in Wallisellen. Vor einiger Zeit 

habe die Fee Simi die Adventsfenster an die Hand genommen und dafür gesorgt, dass diese Tradition weiterleben 

könne. Sie habe Tassen produzieren lassen, eine Website aufgeschaltet. Zwei Wochen vor dem diesjährigen An-

lass habe der Vogt im Schloss ihr mitgeteilt, dass für die Adventsfenster mit jeweiligen Apéros eine Bewilligung 

notwendig sei. Mit ihrer Unterschrift müsse sie bezeugen, dass sie alleine verantwortlich sei, wenn etwas passie-

ren würde. Jede Eröffnung eines Adventsfensters sei ein eigener Anlass, was 24-mal eine Gebühr von CHF 40.00 

kosten würde. Nach guten Gesprächen mit dem Vogt konnte erreicht werden, dass nur eine einmalige Gebühr von 

CHF 40.00 fällig werde. Es könne nicht sein, dass private Initiativen mit formellen Hürden abgewürgt würden. Es 

sei klar, dass Vorschriften einzuhalten seien, allerdings könne man Vorschriften intensiv oder extensiv bewirt-

schaften. Er vertrete die klare Haltung, dass die Verwaltung Unterstützung beim Ausfüllen von Formularen anbie-

ten müsse. Er stelle einen – zugegeben symbolischen – Änderungsantrag zur Kürzung im Aufwandkonto 

14012.4210.02 (Polizeibewilligungen) von CHF 40'000.00 auf CHF 39'040.00 (minus 24 x CHF 40.00). 

Stadtrat Thomas Eckereder, Ressortvorsteher Bevölkerung + Sicherheit: Verantwortung könne man nicht delegie-

ren. Er habe der Organisatorin des Adventsfenster eine schlanke Bewilligung zugesichert. Wenn 24-mal öffentlich 

Alkohol ausgeschenkt und Lebensmittel ausgegeben würden, dann sei das mit einem gewissen Risiko verbunden 

und man sei als Bewilligungsbehörde gefordert. 

Die weitere Diskussion wird nicht verlangt. 

 

Abstimmungen 

Budget 2026 

Änderungsantrag  

Die Kürzung im Konto 1401.4210.02 von CHF 40'000.00 auf CHF 39'040.00 wird mit wenigen Gegenstimmen ge-

nehmigt. 

Schlussabstimmung 

Das bereinigte Budget 2026 wird mit 1 Gegenstimme genehmigt. 

Schlussabstimmung Steuerfuss 

Der Steuerfuss wird mit 1 Gegenstimme auf 93 Prozent festgelegt. 
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Traktandum 2 Projektierungskredit Ersatzneubau Notunterkunft Alte 

Winterthurerstrasse 64 

Antrag 

Die Stimmberechtigten in der Gemeindeversammlung beschliessen auf Antrag des Stadtrates gestützt auf Art. 15 

Ziffer 4 Gemeindeordnung (GO, WES 101.0): 

1 Für die Planungskosten für einen Ersatzneubau der Notunterkunft Alte Winterthurerstrasse 64 wird ein 

Projektierungskredit in der Höhe von CHF 267'000.00 bewilligt. 

 

Weisung / Beleuchtender Bericht 

Ausgangslage 

Es gibt in der Schweiz kein Recht auf eine Wohnung oder ein Zimmer. Hingegen ist das Recht auf Hilfe in Notlagen 

verbindlich auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene in der Verfassung und im Sozialhilfegesetz verankert. Der 

Verlust der Wohnung durch Kündigung und Ausweisung, Elementarschäden verursacht durch Feuer oder Wasser, 

häusliche Gewalt usw. können solche Notlagen begründen, die nicht durch familiäre, verwandtschaftliche oder an-

derweitige persönliche Beziehungen und/oder zeitnah abgewendet werden können. Dazu stellen Städte und Ge-

meinden Notwohnungen und/oder Notzimmer temporär zur Verfügung. Um für solche Fälle gerüstet zu sein, mie-

tet die Stadt einzelne Wohnungen in städtischen und privaten Liegenschaften und verwaltet in eigener Regie eine 

Liegenschaft mit zwei Wohnungen (Bahnhofstrasse 13) und zwei Liegenschaften mit insgesamt 13 Zimmern (Gee-

renstrasse 6 für einzelne Frauen sowie alleinerziehende Frauen mit Kindern und Alte Winterthurerstrasse 64). 

Einzelpersonen erhalten in der Regel keine Notwohnung, sondern nur ein Notzimmer. Auch Alleinerziehende mit 

kleinen Kindern oder Familiennachzüge werden in der Regel in Notzimmern untergebracht. Um die letztgenannte 

Liegenschaft, Alte Winterthurerstrasse 64, geht es im vorliegenden Antrag: Die Realisierung eines Ersatzneubaus 

auf dem Grundstück Kataster-Nr. 10538, Alte Winterthurerstrasse 64, zur Schaffung von mehr Notwohnplätzen für 

Personen in einer akuten Notlage. So kann die Anzahl Wohnplätze von derzeit höchstens sieben Personen auf 24 

Plätze erhöht werden und durch die modulare Bauweise wird es möglich, dass auch Familien, ältere Personen und 

Personen mit Handicap untergebracht werden können. Gegenwärtig ist dies in dieser Liegenschaft nicht möglich. 

Die bestehende Notunterkunft an der Alten Winterthurerstrasse 64, Grundstück Kataster-Nr. 10538, befindet sich 

neben dem Familienzentrum und in unmittelbarer Nähe der Sportanlagen «Water World», der Mehrzweckhalle so-

wie des Stadthauses. Die Nähe zum Stadthaus hat den Vorteil, dass Mitarbeitende der Verwaltung schnell Kontrol-

len und Hausbesuche durchführen können, wenn es die Situation erfordert. 

Die derzeit genutzte Unterkunft Alte Winterthurerstrasse 64 ist in ihrer Bausubstanz jedoch stark sanierungsbe-

dürftig und der Bau entspricht nicht mehr den geltenden Anforderungen an Energieeffizienz und Hygiene. So sind 

die Heizung und die Isolierung unzureichend, die sanitären Anlagen müssen aufgrund ihres Alters regelmässig re-

pariert werden und es mussten in den letzten Monaten mehrere Fensterscheiben ersetzt werden, die entweder 

Sprünge hatten oder aufgrund des verfaulten Rahmens durch den Wind herausgedrückt wurden. Aufgrund einer 

Inspektion «der Werke» sind die elektrischen Installationen in einem derart desolaten Zustand, dass die gesamten 

Elektroinstallationen ersetzt werden müssen. Dazu entspricht die Liegenschaft weder den aktuellen Standards für 

ein einigermassen akzeptables Wohnen noch den Anforderungen an einen barrierefreien Wohnraum. Zudem sind 

die Räume weder ausreichend dimensioniert noch wirtschaftlich sanierbar. Die Sanierungskosten würden den wirt-

schaftlichen Wert des Gebäudes übersteigen. Ein Ersatzneubau ist daher auch aus finanzpolitischer Sicht die nach-

haltigere Lösung. Ein Ersatzneubau bietet die Chance, die Notwohnungsversorgung der Stadt nachhaltig zu ver-

bessern und gleichzeitig städtebaulich zu integrieren. 

Es macht Sinn, eine stadteigene Notunterbringungslösung anzustreben, anstatt Wohnungen auf dem freien Woh-

nungsmarkt als Notwohnungen oder Notzimmer anzumieten. 

Kostenschätzung 

Erste Kostenschätzungen für den Neubau belaufen sich auf CHF 2,5 - 3 Mio. inkl. des Architekturwettbewerbes 

und der Projektierungskosten.  
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Basierend auf diesen Annahmen würden sich nach dem Bau die Kostenmiete eines Zimmers inkl. Hauswartskosten 

auf CHF 500.00 – 600.00 belaufen. Bei den anrechenbaren Fällen im Sozialwesen erstattet der Kanton den Ge-

meinden pro Zimmer einen Preis von bis zu CHF 850.00 zurück.  

Kosteneinsparung 

Mit diesen 12 Zimmern kann eine massive Kosteneinsparung erzielt werden. Bei Personen, die Notunterkünfte be-

antragen müssen, ist die Stadt in der Pflicht Wohnungen oder Hotelzimmer anzumieten oder stadteigene Wohnun-

gen freizuhalten. Bei betagten Menschen ist das meist ein teurer Pflegeheimplatz auf Zeit.  

Das bedeutet bei Walliseller Mietpreisen einen mindestens doppelt so hohen Mietpreis, im Pflegezentrum sogar 

noch höhere Kosten, den die Stadt bezahlen muss.  

Architekturwettbewerb 

Mit Beschluss vom 12. März 2024 hat der Stadtrat die Ausgabe für das Auswahlverfahren in der Höhe von 

CHF 231'000.00 bewilligt (SRB 2024-67). Ziel war es, dass ein Neubau baulich in die Umgebung passt und auf die 

Bedürfnisse von Personen in einer Wohnungsnotlage zugeschnitten ist. Für die Beurteilung galten die untenste-

henden Kriterien: 

Städtebau, Architektur 

− Einbindung in den baulichen und freiräumlichen Kontext 
− Architektonische Qualität und Ausdruck 
− Einfachheit der Konstruktion 

Betrieb 

− Einhaltung Raumprogramm und betriebliche Anliegen 
− Gebrauchswert der Anlage 

Wirtschaftlichkeit 

− Wirtschaftlich gutes Projekt in Hinblick auf die Erstellungskosten, den Betrieb und den Unterhalt 

Umwelt 

− Bauökologisch einwandfreie Konstruktionssysteme und Materialien 

Eine von der Stadt eingesetzte Jury hat das Projekt «Sekunden in Moll» des Architekturbüros Bach Mühle Fuchs 

Partner:innen GmbH als Siegerprojekt ausgewählt. Dieses Projekt überzeugte die Jury, weil es kostengünstig ist, 

alle Räume von aussen erreichbar sind, nur einzelne Zimmer erstellt werden und die Zimmer in den zwei unters-

ten Geschossen barrierefrei und von aussen erreichbar sind. 

Das Siegerprojekt sieht vor, dass der Ersatzneubau über vier Geschosse verfügt, die alle von aussen erschlossen 

sind. Die untersten zwei Geschosse sind behindertengerecht. Ein Lift ist nicht vorgesehen. Pro Geschoss hat es 

jeweils zwei bzw. vier Zimmer, welche doppelt belegt werden können. Sie verfügen über ein eigenes Bad/WC und 

eine kleine Küche. Muss eine Familie dort untergebracht werden, so können die Zimmer zu einer Wohnung ver-

bunden werden und eine variable Wand verdeckt die Küchennische und das Bad. Das Gebäude ist nach den mo-

dernsten energetischen Standards geplant und weist dennoch einen einfachen Ausbaustandard aus. Architekto-

nisch ist es in die Umgebung eingepasst. Das Projekt sieht folgendermassen aus:  

Mit der Wahl des Siegerprojekts aus dem Wettbewerbsverfahren, geht es nun darum, den Planungskredit auszulö-

sen. 

Ausgabenbewilligung 

Die Kosten der Detailplanung des Ersatzneubaus betragen: 

− Planung (Architektur) CHF 143'865.45 
− Bauingenieur CHF 17'157.38 
− Elektroplaner CHF 13'272.62 
− HLKS Planer CHF 17'841.58 
− Bauphysik CHF 10'957.43 
− Brandschutz CHF 4'847.52 
− Landschaft CHF 8'634.65 
− Geologe CHF 6'000.00 
− Reserve 10 % CHF 22'257.66 
− Rundung CHF 2'159.22 
− exkl. MWST CHF 246'993.52 
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− Total Planungskredit (Kostengenauigkeit ± 10 %) 

(inkl. MWST, Reserven und Gebühren) CHF 267'000.00 

 

− Kosten Architekturwettbewerb (bereits bewilligt) CHF 231'000.00 
− Total Kosten (Wettbewerb und Projektierung) CHF 498'000.00 

Kreditantrag 

Der Ersatzneubau von Notwohnungen ist ein sozialpolitisch und wirtschaftlich gebotener Schritt. Er verbessert un-

mittelbar die Lebensbedingungen besonders hilfsbedürftiger Menschen, wertet die bauliche Substanz nahe diver-

ser öffentlicher Gebäude auf, entlastet die Verwaltung bei der Suche von Notwohnraum und stärkt die soziale Inf-

rastruktur der Stadt nachhaltig. 

Der Bedarf an kurzfristig verfügbaren, kommunal verwalteten Notwohnungen und Notzimmern zur Unterbringung 

von Personen in akuten Notlagen ist weiterhin hoch und voraussichtlich steigend. Um diesem Bedarf gerecht zu 

werden und gleichzeitig menschenwürdige Mindeststandards zu garantieren, wird ein Kostenrahmen von CHF 

267’000.00 für die Projektierung des Ersatzneubaus der Alten Winterthurerstrasse 64 der Gemeindeversammlung 

beantragt. 

Schlussbemerkungen / Empfehlung des Stadtrates 

Dass heute Handlungsbedarf besteht bei der Liegenschaft Alte Winterthurerstrasse 64 – ob als Sanierung oder als 

Ersatzneubau – ist offenkundig und konkret. Beide Optionen wurden geprüft mit dem Ergebnis, dass eine umfas-

sende Sanierung keinen qualitativen und quantitativen Mehrwert bringt. Auf der zur Verfügung stehenden Fläche 

können bei einem Ersatzbau neu zwölf statt wie bisher fünf Notzimmer eingerichtet werden. Die angestrebten Vo-

raussetzungen bei einem Neubau wurden im Projekt gut umgesetzt, sodass eine optimale Flexibilität der Räume 

gewährleistet ist. 

Nach dem Gesagten beantragt der Stadtrat, der Vorlage zuzustimmen. Der Abschied erfolgt ausnahmsweise in 

einer Lesung. 

Sanierung versus Ersatzneubau 

Wie erwähnt, ist der Zustand der Liegenschaft schlecht und der Bedarf an einer umfassenden Sanierung gross. 

Aber auch mit der Sanierung bleibt die Zimmerkapazität gleich wie vorher. Der Gewinn an Qualität gegenüber den 

hohen Kosten der Sanierung ist klein und wenig effektvoll. Die formulierten Voraussetzungen (Flexibilität in der 

Ausnutzung und modular in der Verwendung) werden mit einer Sanierung nicht geschaffen. 

Stadteigene Notunterbringungslösung statt Wohnungen anmieten 

Die Abteilung Soziales ist in den letzten Jahren gut mit ihrer Strategie «Alles aus einer Küche» gefahren. Mittelfris-

tig ist eine stadteigene Notunterbringungslösung anzustreben, anstatt Wohnungen auf dem freien Wohnungsmarkt 

als Notwohnungen anzumieten. Diese Strategie ist auch finanziell ein Vorteil. Die Wohnungen in den Liegenschaf-

ten, die die Abteilung Soziales anmieten kann, sollten mit den Mietzins-Limiten der Stadt übereinstimmen, was auf 

dem angespannten Wohnungsmarkt immer schwieriger wird. 

Kosteneinsparung 

Mit diesen 12 Zimmern kann eine massive Kosteneinsparung erzielt werden. Bei Personen, die Notunterkünfte be-

antragen müssen, ist die Stadt in der Pflicht Wohnungen oder Hotelzimmer anzumieten oder stadteigene Wohnun-

gen freizuhalten. Bei betagten Menschen bedeutet das meist ein teurer Pflegeheimplatz auf Zeit.  

Das bedeutet bei Walliseller Mietpreisen einen mindestens doppelt so hohen Mietpreis, im Pflegezentrum sogar 

einen noch höheren Preis, den die Stadt bezahlen muss.  

Die Flexibilität des Ersatzneubaus 

Die geplante Bauweise mit der flexiblen Zimmernutzung und den Zugängen des Ersatzneubaus ermöglicht es, neu 

auch Personen mit Einschränkungen aufzunehmen, die heute nicht in der Liegenschaft untergebracht werden kön-

nen. 
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Die Nähe zur Verwaltung 

Nicht zu unterschätzen ist die Nähe des Standortes Alte Winterthurerstrasse 64 zur Stadtverwaltung. Ohne viel 

Zeitaufwand können Sozialarbeitende, wie heute schon, spontan Klienten aufsuchen, wenn sie Termine nicht 

wahrnehmen oder nicht zu den angeordneten Integrationsprogrammen erscheinen. 

Abschied der Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission 

Die Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission hat das ihr vorgelegte Geschäft geprüft und beantragt den 

Stimmberechtigten, der Vorlage zuzustimmen. 

 

Erläuterung der Vorlage 

Stadtschreiberin Barbara Roulet verliest den Antrag des Stadtrats und den Abschied der Rechnungs- und Geschäfts-

prüfungskommission. 

Stadträtin Verena Frangi Granwehr, Ressortvorsteherin Gesellschaft + Soziales, erläutert die Vorlage im Sinne der 

erlassenen Weisung. 

 

Diskussion 

Die Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission verlangt das Wort nicht. Die Diskussion wird nicht verlangt. 

 

Abstimmung 

Für die Planungskosten für einen Ersatzneubau der Notunterkunft Alte Winterthurerstrasse 64 wird mit wenigen 

Gegenstimmen ein Projektierungskredit in der Höhe von CHF 267'000.00 bewilligt 
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Traktandum 3 Allgemein-anregende Initiative «Lärmschutz für Walli-

sellen West und Zentrum» 

Antrag 

Die Stimmberechtigten beschliessen auf Antrag des Einzelinitianten Markus Reck in der Gemeindeversammlung 

vom 8. Dezember 2025 gestützt auf § 151 Gesetz über die politischen Rechte (LS 161): 

1 Der Einzelinitiative in der Form der allgemeinen Anregung von Markus Reck und Mitunterzeichnenden mit dem 

Titel «Lärmschutz für Wallisellen West und Zentrum» wird gemäss folgendem Wortlaut zugestimmt: 

«Der Stadtrat wird in Form der allgemeinen Anregung aufgefordert, mit den zuständigen Stellen für den Auto-

bahnabschnitt ab Dreieck Zürich-Ost bis und mit Stadtgrenze zu Opfikon auf der gesamten Länge des Abschnitts 

einen effektiven Lärmschutz zu realisieren; dies innert 30 Monaten nach Annahme der vorliegenden Initiative 

durch die Gemeindeversammlung.» 

 

Weisung / Beleuchtender Bericht 

Ausgangslage 

Mit Eingabe vom 18. Oktober 2024 hat Markus Reck namens der Grünliberalen Partei Wallisellen dem Stadtrat 

eine allgemein-anregende Initiative mit dem Titel «Lärmschutz für Wallisellen West und Zentrum» eingereicht. Mit 

Beschluss vom 19. November 2024 hat der Stadtrat die Initiative für gültig erklärt (SRB 2024-389). Die Initiative 

wird den Stimmberechtigten an der Gemeindeversammlung vom 8. Dezember 2025 zur Abstimmung unterbreitet. 

Begründung der Initiative durch den Initianten 

«Vor allem die westlichen und zentralen Quartiere der Stadt Wallisellen — und damit ein sehr grosser Teil unserer 

Stadtbevölkerung — sind ununterbrochen 24 Stunden pro Tag stark vom Autobahnlärm der A1 betroffen. Diese 

Störung, welche für die Anwohner mit physischen und teilweise psychischen Belastungen einhergeht, gilt es zu 

minimieren, bestenfalls zu beseitigen.» 

Lärmsituation in Wallisellen 

Auslegeordnung 

Die Bevölkerung der Stadt ist verschiedenen Lärmquellen ausgesetzt. Vor allem Flug-, Bahn- und Strassenlärm 

prägen die Lärmwahrnehmung im Alltag. Die verschiedenen Lärmquellen unterscheiden sich stark in ihrer Ausprä-

gung. So werden Zugfahrten und Flugbewegungen in der Regel als Einzelereignis wahrgenommen, während der 

Strassenlärm – insbesondere von stark frequentierten Abschnitten – als «Grundrauschen» in Erscheinung tritt. Die 

verschiedenen Lärmarten mit ihren jeweiligen Ausprägungen überlagern sich, was die Gesamtbeurteilung der 

Lärmsituation schwierig macht. Entsprechend sieht die Lärmschutzgesetzgebung in der Schweiz auch keine ge-

meinsame Beurteilung verschiedener Lärmarten vor. Zudem liegen die Verantwortlichkeiten bei den verschiedenen 

Lärmarten bei unterschiedlichen Stellen. Gleichzeitig bildet die isolierte Betrachtung einer Lärmart die effektive 

Wahrnehmung und Beeinträchtigung der Bevölkerung nicht ab. Die «Gesamtlärmwahrnehmung» ist die Folge vie-

ler verschiedener, zum Teil für sich alleinstehend kleiner Lärmquellen. Unbestritten ist, dass Lärm bei den Be-

troffenen psychische und körperliche Beeinträchtigungen verursachen und die Lebensqualität einschränken kann. 

Die Initiative betrifft spezifisch einen Teil des Strassenlärms, verursacht vom Nationalstrassenabschnitt im Westen 

Wallisellens zwischen den Verzweigungen Zürich-Ost und Zürich-Nord. Um den wahrgenommenen Strassenlärm 

gesamthaft zu berücksichtigen, werden in der Folge auch die übrigen Nationalstrassenabschnitte auf Stadtgebiet 

sowie die Kantonsstrasse Alte Winterthurerstrasse und Weststrasse berücksichtigt; bei möglichen Lärmschutz-

massnahmen wird aber ein Fokus auf den Abschnitt im Westen Wallisellens gelegt. 

Aktuelle Lärmsituation 

Um auf fachlicher Grundlage fundiert Antrag und Weisung verabschieden zu können, wurde das Büro Grolimund + 

Partner AG, Zürich, mit einer Lärmschutzstudie beauftragt. Dabei lag der Fokus entsprechend dem Initiativtext auf 

den westlichen und zentralen Siedlungsgebieten der Stadt. Ausgehend von Modellrechnungen sind die wichtigsten 

Erkenntnisse zur aktuellen Lärmsituation: 

- Der Strassenlärm ist im ganzen untersuchten Stadtgebiet zumindest wahrnehmbar. 
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- Die Alte Winterthurer- und die Weststrasse tragen in ihrem Umfeld neben der Nationalstrasse ebenfalls nicht 

unwesentlich zum wahrgenommenen Strassenlärm bei. 

- Die Topografie des Siedlungsgebiets hat neben der Distanz zu den Lärmquellen einen bedeutenden Einfluss 

auf die Lärmbelastung. Ein Teil des Siedlungsgebiets im Nordwesten der Stadt (zwischen Opfikoner- und Her-

rengütlistrasse / Oberrebenweg und Schützenstrasse) ist stärker als umliegende Gebiete vom Nationalstras-

senlärm betroffen, obwohl es weit von der Autobahn entfernt liegt (Abbildung). 

- Der Bahnlärm ist nur für einen kleinen Perimeter um die Bahnlinie bedeutsam. Bei Betrachtung des ganzen 

Siedlungsgebiets ist er untergeordnet. 

- Beim Fluglärm wird der Immissionsgrenzwert am Tag im Nordwesten des Stadtgebiets überschritten. Das 

entsprechende Gebiet ist Teil des Schallschutzprogramms 2015 des Flughafens Zürich (teilweiser Einbau von 

Schallschutzfenstern). 

 

 

Abbildung: Flächenausbreitung Strassenlärm tagsüber (links) und nachts (rechts). Zustand vor diskutierten Lärm-
schutzmassnahmen. Dunklerer Farbton = höhere Lärmbelastung. Schwarze Hervorhebung: Trotz weiter Distanz 
zur Nationalstrasse stärker als umliegende Gebiete vom Nationalstrassenlärm betroffenes Gebiet in Hanglage im 
Nordwesten der Stadt. 

Definition «effektiver Lärmschutz» 

Die Initiative verlangt die Realisierung eines «effektiven Lärmschutzes». In der Folge wird dies allgemein so inter-

pretiert: Der Lärmschutz ist effektiv, wenn er zur Einhaltung der Immissionsgrenzwerte beiträgt. Relevant ist für 

den Strassenlärm in der Regel der Nachtzustand, weil dann gemeinhin mehr Überschreitungen auftreten. Abzuwä-

gen bleibt, ob eine Massnahme auch verhältnismässig ist. 

Zuständigkeit und Verfahren Nationalstrassenlärm 

Im Zentrum der Initiative steht der Nord-Süd-verlaufende Abschnitt der Nationalstrasse zwischen der Verzwei-

gung Zürich-Ost und der Stadtgrenze zu Opfikon. Die Nationalstrassen stehen im Eigentum des Bundes. Dieser ist 

gemäss Bundesgesetz über die Nationalstrassen (SR 725.11) verantwortlich für deren Bau, Unterhalt und Betrieb. 

Diese Aufgaben werden durch das Bundesamt für Strassen ASTRA wahrgenommen. Entsprechend zeichnet das 

ASTRA auch für den Lärmschutz bei Nationalstrassen verantwortlich. 

Umgesetzte und geplante Lärmschutzmassnahmen Nationalstrasse 

Im Rahmen abgeschlossener und laufender Projekte ist die Umsetzung der nachfolgend aufgeführten Lärmschutz-

massnahmen an der Nationalstrasse auf Stadtgebiet erfolgt oder mit rechtskräftiger Festsetzung zur Umsetzung 

vorgesehen. Zudem stehen zwei weitere relevante Projekte an, welche möglicherweise weitere Lärmschutzmass-

nahmen beinhalten werden. 
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Projekt ZOE: Instandsetzung und Verkehrsoptimierung Verzweigung Zürich-Ost – Effretikon 

Zeitplan: 

- Projekt abgeschlossen (2016 – 2021) 

Lärmschutzmassnahmen: 

- Einbau lärmarmer Belag zwischen Zürich-Ost und Effretikon (beide Richtungen) 

- Einbau lärmarmer Belag im Abschnitt Zürich-Ost bis Zürich-Nord (beide Richtungen), als Vorleistung für das 

Projekt PZO; ausgenommen Rampenbauwerke Verzweigung Zürich-Ost  

- Wirkung lärmarmer Belag: Abrollgeräusch wird um 1 Dezibel reduziert 

Projekt PZO: Pannenstreifenumnutzung und Umweltschutz Zürich-Nord – Brüttisellen 

Zeitplan: 

- Plangenehmigungsgesuch 2018 

- Plangenehmigungsverfügung UVEK 2020; abschliessendes Bundesgerichtsurteil April 2023 

- Vorarbeiten ab 2025 

- Start Hauptarbeiten voraussichtlich 2027 oder 2028 

Lärmschutzmassnahmen: 

- Geschwindigkeitsreduktion auf 80 km/h zwischen 22:00 und 7:00 Uhr (aufgrund Bundesgerichtsurteil 

1C_27/2022, 1C_33/2022 vom 20. April 2023) 

- Dynamische Geschwindigkeitsharmonisierungs- und Gefahrenwarnungsanlage zur Verkehrslenkung (führt zu 

tieferer Verkehrsgeschwindigkeit tagsüber, mit ungefähr 1.5 Dezibel tieferer Lärmemission) 

- 5 neue Lärmschutzwände (nur eine davon betrifft Wallisellen: Im Schwanen, 228 m Länge, 5.1 m Höhe) 

- Ersatz einer Lärmschutzwand (Verzweigung Brüttisellen) 

Projekt ZOK: Unterhaltsplanung Zürich-Ost – Kloten Süd 

Zeitplan: 

- Auflage voraussichtlich 2027 

- Bau voraussichtlich ab 2030 

Lärmschutzmassnahmen: 

- Voraussichtlich Ergänzung Einbau lärmarmer Belag im Abschnitt Zürich-Ost bis Kloten Süd (nicht gesichert) 

- Akustische Überprüfung pendent, daher weitere Massnahmen möglich 

Projekt GTA: Glattalautobahn 

Zeitplan: 

- Generelles Projekt in Arbeit 

- Umsetzung ab ca. 2040 

Lärmschutzmassnahmen: 

- Noch nicht absehbar 

Mögliche weitere Lärmschutzmassnahmen Nationalstrasse 

Um ein «Gefühl» für die Wirksamkeit von allfälligen weiteren Massnahmen zu erhalten, wurden in der Lärmschutz-

studie von Grolimund + Partner AG folgende weitergehende Lärmschutzmassnahmen überprüft: 

- Lärmschutzwand entlang der Nationalstrasse auf bestehendem Lärmschutzwall zwischen Querung Glattalbahn 

und Stadtgrenze Opfikon. Höhe 6.5 m (maximale Höhe gemäss ASTRA-Fachhandbuch), Länge rund 700 m. 

(Eigentümerin des Walls: ASTRA/Kanton Zürich; Lage innerhalb Nationalstrassenbaulinie; Abbildung) 

- Tiefere Geschwindigkeit von 60 km/h in der Nacht 
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- Lärmarmer Belag mit porösem Asphalt (Wirkung: Abrollgeräusch um 3 Dezibel reduziert). Aufgrund der ho-

hen Verkehrsbelastung auf der Nationalstrasse wäre voraussichtlich ein Erneuerungszyklus von zehn bis fünf-

zehn Jahre die Folge. Da dies sowohl aus wirtschaftlicher wie aus betrieblicher Sicht sehr nachteilig wäre, 

wurde diese Option nicht vertieft geprüft. 

 

 

 

Abbildung: Darstellung Lärmschutzwand auf bestehendem Lärmschutzwall im Westen Wallisellens 

Wirkung Lärmschutzmassnahmen Nationalstrasse 

Die nachfolgenden Abbildungen zeigen Modellrechnungen zur Flächenausbreitung des Strassenlärms (inkl. Kan-

tonsstrasse). Verglichen werden die aktuelle Situation, der Zustand mit den gesicherten Massnahmen des ASTRA 

sowie der Zustand mit einer zusätzlich zu den gesicherten Massnahmen des ASTRA erstellten Lärmschutzwand 

und einer zusätzlichen tieferen Geschwindigkeit von 60 km/h in der Nacht. 

Die Modellrechnungen entsprechen nicht den Anforderungen des ASTRA, es lassen sich daher keine rechtlichen 

Ansprüche daraus ableiten. Sie dienen dazu, die Wirkungen der verschiedenen Massnahmen grob zu vergleichen. 
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Schlussfolgerungen und Vorgehensvorschlag 

Die in den letzten Jahren umgesetzten und die rechtskräftig gesicherten, zur Umsetzung geplanten Lärmschutz-

massnahmen des ASTRA verbessern die Situation im nordwestlichen Siedlungsgebiet der Stadt bereits massge-

blich. Darüber hinausgehende Massnahmen wie eine zusätzliche Lärmschutzwand zwischen den Verzweigungen 

Zürich-Ost und Zürich-Nord oder eine weitere tiefere Geschwindigkeit in der Nacht würden kleine Verbesserungen 

mit sich bringen. 

Solche zusätzlichen Lärmschutzmassnahmen könnten entweder im Rahmen künftiger ASTRA-Projekte erwirkt oder 

im Falle einer Lärmschutzwand auch durch die Stadt auf eigene Kosten umgesetzt werden. Allerdings wäre auch 

bei einer Umsetzung durch die Stadt die Zustimmung des ASTRA und des Kantons notwendig und bliebe einzuho-

len, die Umsetzbarkeit ist daher nicht garantiert. Da also in jedem Fall eine Zusammenarbeit mit dem ASTRA not-

wendig ist, ist der bei ASTRA-Projekten in der Regel langfristige Planungshorizont zu berücksichtigen. Die Umset-

zung allfälliger Massnahmen innert dreissig Monaten nach Annahme der Initiative erscheint daher nicht umsetzbar 

oder weitergehend auszulegen. 

Der Stadtrat wird in den kommenden Nationalstrassenprojekten des ASTRA im Perimeter des Stadtgebiets seine 

Rechte wahrnehmen und sich dafür einsetzen, dass der Lärmschutz eine hohe Priorität geniesst. In den nächsten 

Jahren stehen folgende Projekte des ASTRA an: 

- Projekt ZOK: Unterhaltsplanung Zürich-Ost – Kloten Süd 

Auflage voraussichtlich 2027; Bau voraussichtlich ab 2030 

- Projekt GTA: Glattalautobahn 

Umsetzung ab etwa 2040 
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Insbesondere das Projekt ZOK betrifft den von der Initiative genannten Nationalstrassenabschnitt. Der Stadtrat 

wird ein allfälliges Auflageprojekt sorgfältig prüfen und sich dafür einsetzen, dass zusätzliche Lärmschutzmassnah-

men umgesetzt werden (nach eingehender Prüfung z.B. Ergänzung lärmarmer Belag auf Rampen der Verzweigung 

Zürich-Ost, Lärmschutzwand, poröser Belag, zusätzliche tiefere Geschwindigkeit von 60 km/h in der Nacht). Dies 

kann im Austausch mit dem ASTRA oder gegebenenfalls auch mit Einsprachen in Plangenehmigungsverfahren er-

folgen. Allerdings besteht eine grosse Unsicherheit, ob solche zusätzlichen Massnahmen die Anforderungen des 

ASTRA erfüllen (insbesondere Wirtschaftlichkeit, daher das Verhältnis zwischen den Kosten der Massnahme und 

dem monetarisierten Nutzen für die Betroffenen). Allfällige weitergehende Massnahmen zu Lasten der Stadt wer-

den vertieft geprüft, sobald Klarheit besteht, welche Massnahmen durch das ASTRA im Rahmen des Projekts ZOK 

umgesetzt werden. So kann verhindert werden, dass die Stadt auf eigene Kosten Massnahmen realisiert, die oh-

nehin in absehbarer Zeit durch das ASTRA umgesetzt würden. Dies im Sinne des haushälterischen Umgangs mit 

öffentlichen Mitteln, denn Lärmschutzmassnahmen verursachen in der Regel hohe Kosten. So dürften die Kosten 

der oben aufgeführten Lärmschutzwand gegen CHF 8.0 Mio. betragen basierend auf dem Erfahrungswert von CHF 

1'700.00 pro Quadratmeter Lärmschutzwand. 

Stellungnahme des Initianten Markus Reck 

Lärm beeinflusst in zunehmendem Masse unsere Lebensqualität in Wallisellen. Nicht nur die Autobahnen, sondern 

auch der Fluglärm und die mit dem Mehrspurausbau zunehmende Lärmbelastung durch den Schienenverkehr be-

lasten die Bevölkerung. Es ist erwiesen, dass bereits eine Senkung von 5 – 10 Dezibel spürbar ist, das subjektive 

Lärmempfinden bis zu 50% reduziert und damit die Schlafqualität für Erwachsene und Kinder verbessert. Vor al-

lem den Autobahnlärm, welcher für die Anwohner mit physischen (z.B. Herz-Kreislauferkrankungen) und teilweise 

psychischen (z.B. Depressionen) Belastungen einhergeht, gilt es aus Sicht der Initiative zu minimieren, bestenfalls 

zu beseitigen. 

Diese Gründe bewogen den Initianten und die Grünliberale Partei dazu, für das Anliegen am 18. Oktober 2024 

eine Initiative in Form einer allgemeinen Anregung einzureichen, in der der Stadtrat aufgefordert wird, mit den 

zuständigen Stellen für den erhöhten Autobahnabschnitt ab Dreieck Zürich-Ost bis und mit der Stadtgrenze zu 

Opfikon auf der gesamten Länge einen effektiven Lärmschutz zu realisieren. Für die Umsetzung ist eine Frist von 

dreissig Monaten nach Annahme der Initiative durch die Gemeindeversammlung vorgesehen. 

Der Grund auf genau diesen erhöhten, sich auf einem Damm befindenden Autobahnabschnitt zu fokussieren ist, 

dass vor allem die westlichen und zentralen Quartiere der Stadt Wallisellen – und damit ein sehr grosser Teil un-

serer Stadtbevölkerung – 24 Stunden am Tag stark vom Autobahnlärm dieses Abschnitts der A1 betroffen sind. 

Die Bedeutung des Lärmschutzes ist unbestritten und stiess auf grosse Zustimmung, denn Handlungsbedarf be-

steht. Der Stadtrat soll beauftragt werden, hier aktiv zu werden und Massnahmen zu ergreifen. Zuerst gilt es die 

Lärmschutzwand – idealerweise mit Photovoltaik-Elementen zur Stromproduktion – auf dem in der Initiative er-

wähnten, erhöhten Autobahnabschnitt zu realisieren. Mittels dieser ökologisch sinnvollen Nutzung könnten die 

Kosten nachhaltig und langfristig ganz oder teilweise gedeckt werden, sollte der Stadtrat in den Verhandlungen 

das für die Autobahnen verantwortliche Bundesamt nicht dazu bringen, die Gesamtkosten zu übernehmen. 

Der Initiant und die Grünliberale Partei Wallisellen betrachten die Lärmimmissionen in unserer Stadt als erheblich 

und erwarten vom Stadtrat eine entsprechende Reaktion, denn Flug- und Schienenlärm werden wir als Stadt 

kaum beeinflussen können. Hingegen sollte die Dauer-«Beschallung» durch den Autobahnlärm als Problem aller 

Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt anerkannt und vom Stadtrat zusammen mit dem sachzuständigen Bun-

desamt und den beiden Städten Zürich und Opfikon aktiv angegangen werden. Dass Lösungen idealerweise zeit-

nah, aber auch kostengünstig in eventuell nationalen Projekten realisiert werden sollen, ist für den Initianten of-

fensichtlich, prüfenswert und sachlich zielführend. Sollten sich solche Möglichkeiten ergeben – innerhalb eines ak-

zeptablen Zeitraums – sind diese von der Stadt Wallisellen wahrzunehmen, um die Anliegen der Initiative umzu-

setzen. 

Lärm beeinflusst unsere Lebensqualität in grossem Umfang und ist physischem und psychischem Wohlbefinden 

abträglich. Das gilt es aus Sicht der Initiative zu erkennen und mit geeigneten Massnahmen so rasch als möglich 

und realistisch umzusetzen, um Wallisellen weiterhin als attraktiven Wohn- und Arbeitsort mit hoher Lebensquali-

tät zu erhalten. 
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Schlussbemerkungen / Antrag des Stadtrates 

Das Anliegen der Initiative entspricht den Zielen des Stadtrates. Dieser setzt sich in verschiedenen Infrastruktur-

projekten aktiv für den Lärmschutz in Wallisellen ein. Dies wird er auch für den von der Initiative erwähnten Nati-

onalstrassenabschnitt im Rahmen des ASTRA-Projekts «ZOK Unterhaltsplanung Zürich-Ost – Kloten Süd» tun. 

Im Sinne des haushälterischen Umgangs mit öffentlichen Mitteln soll verhindert werden, dass die Stadt isoliert und 

auf eigene Kosten Massnahmen umsetzt, die im Rahmen des Projekts ZOK durch das ASTRA allenfalls ohnehin 

realisiert würden. Diese Massnahmen sind noch nicht bekannt. Daher soll die Umsetzung von Lärmschutzmass-

nahmen auf Kosten der Stadt nur dann geprüft werden, wenn klar ist, dass das ASTRA im Rahmen des Projekts 

ZOK keine zusätzlichen Lärmschutzmassnahmen umsetzt. 

Mit nachfolgendem Gegenvorschlag zur Initiative schlägt der Stadtrat daher vor, die zeitliche Umsetzung der Initi-

ative mit dem Projekt ZOK des ASTRA abzustimmen. Der Gegenvorschlag übernimmt den Initiativtext und verän-

dert und ergänzt diesen wo relevant: 

«Der Stadtrat wird in Form der allgemeinen Anregung aufgefordert, mit den zuständigen Stellen für den Auto-

bahnabschnitt ab Dreieck Zürich-Ost bis und mit Stadtgrenze zu Opfikon auf der gesamten Länge des Abschnitts 

einen effektiven Lärmschutz zu realisieren; dies innert 30 Monaten nach Annahme der vorliegenden Initiative 

durch die Gemeindeversammlung. Dies soll im Rahmen des Nationalstrassenprojekts «ZOK Unterhaltsplanung Zü-

rich-Ost – Kloten Süd» des ASTRA im betroffenen Abschnitt erfolgen. Sofern im Projekt ZOK keine Lärmschutz-

massnahmen für den genannten Nationalstrassenabschnitt umgesetzt werden, legt der Stadtrat der Stimmbevöl-

kerung innert zwei Jahren einen Massnahmenplan für den Lärmschutz des bezeichneten Nationalstrassenab-

schnitts vor. Diese Frist beginnt mit der Rechtskraft einer allfälligen Plangenehmigungsverfügung zum Projekt ZOK 

oder wenn abschliessend klar wird, dass für das Projekt ZOK kein Plangenehmigungsverfahren eingeleitet wird.» 

Je nach Höhe der neuen Ausgabe für die Umsetzung der Initiative wird die Kreditvorlage den Stimmberechtigten 

an der Gemeindeversammlung oder (Kredithöhe von mehr als CHF 4 Mio.) an der Urne vorzulegen sein. 

Zur Abstimmung über die Initiative in der Gemeindeversammlung beantragt der Stadtrat den Stimmberechtigten, 

die Initiative abzulehnen und den Gegenvorschlag anzunehmen. 

Abschied der Rechnungsprüfungskommission 

Die Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission hat das ihr vorgelegte Geschäft geprüft und beantragt den 

Stimmberechtigten, dem Gegenvorschlag des Stadtrats zuzustimmen. 

 

Erläuterung der Vorlage 

Stadtschreiberin Barbara Roulet verliest den Initiativtext, den Gegenvorschlag des Stadtrats und den Abschied der 

Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission. 

Markus Reck, Erstunterzeichner der Initiative, erläutert die Vorlage. Lärm mache krank, es gebe primäre Wirkungen 

(z. B. Erwachen, EKG Erregung, akuter Blutdruckanstieg), sekundäre Wirkungen (z. B. Müdigkeit, kognitive Fähig-

keiten am nächsten Tag) und tertiäre Wirkungen (z. B. chronisch erhöhter Blutdruck, Herzinfarkt). Es sei nicht der 

Fluglärm, sondern der Strassenverkehrslärm, der die meisten gesundheitlichen Auswirkungen habe. Sie hätten sich 

deshalb in der Initiative auf den Autobahnabschnitt zwischen dem Heizkraftwerk Aubrugg und der Verzweigung in 

Opfikon konzentriert. Zur Ausgangslage: Es gebe eine Dauerbeschallung durch Autobahnlärm während 24 Stunden 

pro Tag, wobei das erhöhte Autobahntrassee problematisch sei. Es käme zu Lärmimmissionen für die westlichen 

und zentralen Stadtteile und damit sehr viele Einwohnerinnen und Einwohner, wobei die Hanglage problematisch 

sei. Es gebe auch Fluglärm und Zuglärm, je nach Wohnquartier. Mit dem Ausbau der SBB MehrSpur Zürich Win-

terthur und einer eventuellen Glattalautobahn gebe es zusätzlichen Lärm. Das Thema Lärm sei deshalb in Wallisellen 

konkret anzugehen. Ziel der Initiative sei eine Lärmschutzwand entlang des erhöhten Autobahnabschnitts der A1 

zwischen dem Heizkraftwerk Aubrugg und der Stadtgrenze zu Opfikon. Die GLP wolle damit den Stadtrat für die 

grossen Lärmprobleme Wallisellens mit den bestehenden Autobahnen im Süden und Westen, im Rahmen des SBB-

Mehrspurausbaus und des Fluglärms sensibilisieren und zum proaktiven Handeln auffordern. Der Stadtrat habe 

einen Prüfbericht in Auftrag gegeben, der eine zu hohe Lärmbelastung ausweise und einen Gegenvorschlag formu-

liert. Die Ziele der GLP-Lärmschutzinitiative seien im Gegenvorschlag enthalten. Die mit der Initiative geforderte 

Frist von 30 Monate zur Umsetzung sei nicht realistisch. Er und die GLP Wallisellen suchten eine pragmatische und 
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zeitnahe Lösung. Der Vorstand der GLP Wallisellen habe deshalb entschieden, die Initiative zurückzuziehen und den 

Gegenvorschlag des Stadtrates zu unterstützen. 

Stadtrat Philipp Murer-Murbach, Ressortvorsteher Tiefbau + Landschaft, erläutert den Gegenvorschlag im Sinne der 

erlassenen Weisung. 

 

Diskussion 

Die Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission verzichtet auf eine Stellungnahme. 

 Wie hoch seien die Planungskosten für die Lärmschutzmassnahmen? 

Stadtrat Philipp Murer-Murbach, Ressortvorsteher Tiefbau + Landschaft: Das Bundesamt für Strassen (ASTRA) sei 

mit der Planung beschäftigt, der Stadtrat begleite diesen Prozess in dieser Phase lediglich. Die Planungskosten 

würden damit durch den Bund getragen. 

 Lärm verschwinde nicht, sondern gehe werde von einer Lärmschutzwand einfach auf die andere 

Seite abgestrahlt. Gebe es Untersuchungen, ob dadurch jemand beeinträchtigt würde. Es gehe bei Lärmschutz-

wänden nicht ausschliesslich um Lärm, sei eine Zusatznutzung zur Energiegewinnung geplant? 

Stadtrat Philipp Murer-Murbach, Ressortvorsteher Tiefbau + Landschaft: Lärmschutzwände könnten auch Lärm 

vernichten, Lärm könne geschluckt werden wie von einem Teppich oder einem Vorhang in einem Raum. Das 

ASTRA werde untersuchen, ob es aufgrund von Lärmschutzwänden auf der anderen Seite der Autobahn mehr 

Lärm gebe. Diese Auswirkungen müssten vertraglich ausgestaltet werden. Lärmschutzwände könnten energetisch 

genutzt werden, es gebe immer wieder realisierte Anlagen. Auf der Höhe Geeren gebe es in Wallisellen seit Jahr-

zenten eine Lärmschutzwand mit einer Photovoltaik-Anlage. PV-Anlagen an Lärmschutzwänden seien mit gewissen 

Problemen verbunden, es lagere sich Staub ab. Man werde sehen müssen, wie die Lärmschutzwände ausgestaltet 

würden. 

Die weitere Diskussion wird nicht verlangt. 

 

Abstimmung 

Nach dem Rückzug der Initiative wird nur über den Gegenvorschlag des Stadtrats abgestimmt. Mit vereinzelten 

Gegenstimmen wird der Gegenvorschlag des Stadtrats genehmigt.  
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Traktandum 4 Anfragen nach § 17 Gemeindegesetz 

Anfrage  

Fragestellung 

Auf der Biodiversitätswiese beim Stadthaus wurden mehrere problematische Pflanzenarten in unmittelbarer Nähe 

einer Sitzgelegenheit festgestellt (Stechapfel und schwarze Lampionblume). Insbesondere stark giftige Pflanzen 

wie der Stechapfel stellen aufgrund ihrer sehr hohen Toxizität eine reale Gefahr für spielende Kinder, Hunde sowie 

für die Bevölkerung dar. Ökologische Vielfalt und Sicherheit dürfen sich nicht widersprechen. Eine Biodiversitäts-

fläche darf nicht zu einem Sicherheitsrisiko werden. 

Ich ersuche daher den Stadtrat um Klärung der folgenden Fragen im Rahmen seiner nächsten Stadtratssitzung: 

1 Welche konkreten Regeln gelten heute in Wallisellen bezüglich problematischer und toxischer Pflanzen auf 

öffentlichen Biodiversitätsflächen und Aufenthaltsflächen? Wenn keine bestehen, sollen Regeln aufgestellt 

werden? 

2 Wie beurteilt der Stadtrat die Tatsache, dass auf der Biodiversitätswiese beim Stadthaus stark giftige Pflan-

zenarten wie der Stechapfel direkt neben einer Sitzgelegenheit vorhanden waren? 

3 Hat der Stadtrat Kenntnis darüber, ob diese Pflanzen auch in öffentlichen Aufenthaltsflächen oder Biodiversi-

tätswiesen in Wallisellen vorkommen? 

4 Ist der Stadtrat bereit, das entstehende Biodiversitätskonzept der Stadt so zu ergänzen, dass problematische 

und toxische Arten auf öffentlichen Aufenthaltsflächen und Biodiversitätswiesen künftig nicht toleriert werden 

und regelmässig kontrolliert und entfernt werden? 

5 Wie stellt der Stadtrat sicher, dass künftig bei neuen Pflanzungen ökologisch wertvolle, aber gesundheitlich 

unbedenkliche Alternativen gewählt werden? 

6 Ist der Stadtrat bereit, dieses Thema und seine Antwort an der nächsten Gemeindeversammlung transparent 

vorzustellen, um eine öffentliche Diskussion zu ermöglichen? 

 

Beantwortung 

1 Grundsätzlich sind dem Stadtrat keine Fälle bekannt, bei denen der Verzehr giftiger Pflanzenteile zu Perso-

nenschäden führte. Die städtischen Grünflächen werden von Fachleuten bewirtschaftet, die sich der Giftigkeit 

von Wild- und Gartenpflanzen (vgl. z.B. Listen von ToxInfo) sehr bewusst sind. Auf Spielplätzen und derglei-

chen werden keine giftigen Arten angepflanzt. 

2 Der Stadtrat bedauert, dass im Rahmen der Neuanlage der Umgebungsgestaltung des Stadthauses diese Art 

wild aufkam. Die Pflanzen wurden – unmittelbar nachdem dieser Sachverhalt bekannt wurde – entfernt. 

3 Im Rahmen der Bewirtschaftung der Grünflächen durch Fachpersonen wird sichergestellt, dass an sensiblen 

Orten unbedenkliche Pflanzen zum Einsatz kommen. 

4 Über die Biodiversitätsinitiative wird am Urnengang vom 8. März 2026 abgestimmt. Sollte dieser zugestimmt 

und der Stadtrat mit der Ausarbeitung eines Konzepts beauftragt werden, kann der Umgang mit Giftpflanzen 

als Teilaspekt der dann folgenden Umsetzung im Vollzug behandelt werden. 

5 Aus Sicht des Stadtrats ist bereits heute sichergestellt, dass an sensiblen Orten unbedenkliche Pflanzen zum 

Einsatz kommen. Klar ist jedoch, dass z.B. ökologisch wertvolle Baumarten wie die Eibe an geeigneten Orten 

weiterhin zum Einsatz kommen werden. Im Einzelfall gilt es jeweils das Gefährdungspotential abzuwägen. 

6 Mit der Traktandierung und Behandlung der Anfrage in der Gemeindeversammlung hat sich die Beantwortung 

dieser Frage erledigt. 

 

Erläuterung der Anfrage 
Stadtschreiberin Barbara Roulet verliest die Anfrage von  und die Antwort des Stadtrates. 

Stellungnahme Fragesteller 
Er stehe als Befürworter der Biodiversitätsinitiative vor der Gemeindeversammlung. Sicherheit dürfe aber nie zu 

Gunsten der Biodiversität in Frage gestellt werden. Werde die Biodiversitätsinitiative angenommen, so würde der 
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Umgang hochgiftiger Pflanzen in dieses Konzept aufgenommen. Es entstünden immer mehr Aufenthaltsplätze und 

Eltern müssten die Sicherheit haben, dass ihre Kinder darauf sicher spielen könnten. 

Diskussion 

Stadtpräsident Peter Spörri fragt an, ob die Diskussion erwünscht wird. Die Diskussion wird nicht beantragt. 
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Schluss der Gemeindeversammlung der Stadt Wallisellen 

Damit sind die Geschäfte der Gemeindeversammlung der Stadt Wallisellen erledigt. 

Der Versammlung wird zur Kenntnis gebracht, dass  

- Begehren für das Löschen der Bild- und Tonaufnahmen seiner Voten bis 24 Stunden nach Beendigung der 

Gemeindeversammlung der Stadtschreiberin mitzuteilen ist; 

- Einwände gegen die Verletzung von Verfahrensvorschriften und die Versammlungsführung noch an der heuti-

gen Versammlung vorzubringen sind (§ 21 a Abs. 2 Verwaltungsrechtspflegegesetz VRG); 

- Rekurse gegen gefasste Beschlüsse innert 30 Tagen, von der amtlichen Veröffentlichung an gerechnet, 

schriftlich beim Bezirksrat Bülach einzureichen sind (§ 22 VRG); 

- Rekurse in Stimmrechtssachen wegen Verletzung der Vorschriften über die politischen Rechte und ihre Aus-

übung innert 5 Tagen, von der amtlichen Veröffentlichung an gerechnet, schriftlich beim Bezirksrat Bülach 

einzureichen sind (§ 22 VRG und § 150 Gesetz über die politischen Rechte GPR); 

- das Protokoll ab Donnerstag, 11. Dezember 2025 während den ordentlichen Schalteröffnungszeiten der 

Stadtverwaltung zur Einsicht aufliegt und auf der Website der Stadt Wallisellen veröffentlicht wird; 

- die Berichtigung des Protokolls durch das Einreichen einer Aufsichtsbeschwerde beim Bezirksrat Bülach zu 

verlangen ist. 

Stadtpräsident Peter Spörri fragt, ob es Einwände zur Verhandlungsführung gebe. 

Stadtpräsident Peter Spörri stellt fest, dass gegen die Geschäftsführung keine Einwände erhoben werden. 

Stadtpräsident Peter Spörri schliesst die Gemeindeversammlung um 21.05 Uhr, dankt den Stimmenzählenden und 

wendet sich an die acht neu eingebürgerten Stimmberechtigten, die zum ersten Mal eine Gemeindeversammlung 

besucht hätten. Die Beteiligung an der Gemeindeversammlung sei sehr wichtig. Verschiedene Anfragen und Initia-

tiven bewiesen, dass es ein lebendiges politisches Leben in Wallisellen gebe. Er blickt auf das kommende Jahr mit 

ebenso interessanten Gemeindeversammlungen und wünscht den Anwesenden schöne Feiertage. 

 

 Für die Richtigkeit: 

 Wallisellen, 8. Dezember 2025 
  

  

Peter Spörri 

Stadtpräsident 

Marcel Amhof 

Bereichsleiter Kommunikation/  

stellvertretender Stadtschreiber 

 

  




